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Wunschgemäß werden ein1ge ausgewählte Materien des kirchlichen un!
staatlıchen Rechts vorgeiragen, die Iiur die Ordensleitungen wichtig -
scheinen. Die Auswahl ist getroffen einerseits auf TUn jener uns beson-
ders beschäftigenden Fragen, die gegenwartig 1n der juristischen EroörTte-
Iung stehen, andererseıits auf TUN! der vers  1edentlichen kKkonsultationen,
die ın einer €el. VO: immer wlıieder gleichen Fragen Antwort erheischen.

Kirchenrechtäiche Materıen
Für die uilnahme VO Bewerbern 1NSs NOövizia ıst 1Ns-

besondere daran erinnern, daß ohne ausdrückliche enehmigung der Hl
Religiosen-Kongregation ıne gültige uinahme jener Bewerber dUuUS5ye-
schlossen ist, we bereits einmal ın einem anderen klösterlichen Verband
Profeß, wenn auch I11UXI einfache un: ze1illl!  e, abgelegt en (can 5472 Nn.

Satz Waren jedoch solche Bewerber 1U 1mM OSLIula oder Novıizlat
eines anderen klösterlichen erbandes, dann besteht füur die Aufifnahme
keine Nichtigkeitsklausel, jedo die Vorschrilft, daß VO. hoOheren (OT-
densobern jenes erbandes, dem der Bewerber früher angehörte, eın e1d-
liıch bekräftigtes Zeugni1s einzuholen ist (CC. 544 S 545 1 1 1ıne Vor-
schrift, die nıcht 1UI die Einholung dieses Zeugnisses auferlegt, sondern
andererseits auch dem zeugniserteilenden höheren beren die Pflicht d US-
reichender Auskunftserteilung auferlegt. In diesem Zusammenhang muß der
gemeinsame Tla. der Religiosen- und Studien-Kongregation VO
1941 besonders beachtet werden: Wollen ewerber 1Ns Kleriker-Novizlat
eines klösterlichen erbandes aufgenommen werden, die früher QuU:  77) einem
Priesterseminar entlassen oder unter Au{fgabe des Priesterberufes ireiwillig
ausgeschieden sind, kann diese Auinahme nicht gewährt werden ohne
vorherige Beifragung der Religiosen-Kongregation. Zwar ıst diese Befragung
icht unter einer Nichtigkeitsklause auferlegt, daß durch die nterlas-
SUN! der Beifragung die uinahme 1nNs Novizlat keineswegs ungültig WITd;
doch ist der Sinn dieser Vorschriift el begreiflich: der aufnehmende kl1ö-
ster 1! Verband soll davor bewahrt werden, eute aufzunehmen, deren
Berufstauglichkeit möglicherweise sehr Tagwürdig ist.

Für die Zulassung ZU ersten Profeß-Ablegung kann
icht eindringlich Detont werden, daß etwalge edenken, we ge-
gen die Gesundheit eines Profeß-Aspiranten estehen, höchste Aufifmerksam-
eit zZu chenken ist. Denn die Vorschriften der 637 un 647 UD D
machen deutlich, daß nach der ersten Profeßablegung ıne Ordensperson >
gen Krankheit keinest{alls mehr entlassen oder VO.  —_ der Zulassung wel-
terer Gelübdeablegung ausgeschlossen werden kann. Das 1T echt
sagtl, nach der Profeßablegung sel egen Krankheit ıne Entlassung
dann möglich, WeLln nachgewiesen sel, daß diese an  el VOI der Ge-
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lJübdeablegung 1n betrügerischer Weise verheimlicht der verschwiegen WUuTI-

de Mir ist keıin einziger Fall bekannt, eın solcher Nachweis YJe-
jefert werden können. Krankheitshalber kann 1ne Entlassung UTr mehr
während des Novı1zlats verfügt werden. Wenn einmal Proifeß abgelegt ist,
hat der klösterl:i Verband die Versorgung seines Mitglieds ın gesunden
und kranken agen übernommen un: kann praktis davon stens
mehr dann freigestellt werden, wenn eın Ordensmitglied ireiwillıg 381
seiner Krankheit ausscheidet Diese Rechtslage ZWwIingt, edenken, we
chon während des Novızıats die gesundheitliche Eignung eines Kan-
didaten bestehen, her verschärifte als 1U geringe Aufmerksamkeı ZUu

chenken In diesem Zusammenhang sel darauf hingewiesen, daß der hOö-
ere rdensobere bei der Zulassung den Gelübden 1ne entscheidende
Mal hat, amı aber auch ıne höchstpersönliche Verantwortung rag
Wenn Call. 575 8 den höheren Ordensoberen IUr die Zulassung den
zeitlıchen elubDden die Zustimmung seines Beirates bindet, edeute
dies NUÜüT, daß der rdensobere entsprechend der Abstimmung unter Um-
ständen die Zulassung verweigern mMu. ber die rage der ZuU-
lassung zZU den zeitlichen Gelübden überhaupt ZU1 Abstimmung stellt, ist
seine Sache Bei der Zulassung den Jlebenslänglichen eliu  en OoMmMm
dem Beirat überhaupt 1Ur 1ne beratende un.  102 qQuUS, seine Meinung ist fur
den höheren Ordensoberen nicht bindend ann TOLZ günstiger Abstimmung
die Zulassung ZUTI lebenslängischen Profeß verweilgern un!: kann Ca

gunstiger Abstimmung diese Zulassung gewähren.
Für die Weihezulassung der Ordenskleri  er ist auf die

Instruktion der Religiosen-Kongregation VO. 1931 verweisen, die
ZULI sorgfältigen Auswahl und Erziehung der leriker-Religiosen ıne el
NEUET, über den C M6 hinausgehender Vorschrifiten erlassen hat

ä) Bereits die Ov1ızen en VOI Ablegung der ersien Profeß ıne
schriftliche Erklärung abzugeben, daß s1ıe siıch nicht NUur ZU. rdens-
stand, sondern auch ZU. Priestertum berufen fühlen un! den Willen
aben, darın auszuharren; diese rklärung muß 1 Ordensarchiv auf-
bewahrt werden.

Vor der Zulassung zu den niederen Weihen ist nicht 1Ur das Zeug-
N1Is des Klerikermagisters un! anderer Personen einzuholen, denen der
andıda durch äufigen Umgang bekannt 1st, sondern der andıda ist
selber durch den beren Oder dessen Beauftragten efragen, ob 1n
voller Kenntnis der Weiheverpflichtungen und ın reıiıhel die Weihen
empfängt. Gerade die gegenwärtig häufiger werdenden Versuche VO  D

Klerikern, mit der Behauptung, sS1e selen bei Weiheempfang 1n eiıner
Zwangslage gestanden, machen diese Beifragung besonders wicht1g.
C) Vor Empfang des Subdiakonats, ın en bereıts VOLI blegung der
feierlichen Profeß, muß der andıda ın einer schri  en, eidlich be-
kräftigten Tklärung versichern, daß die ubdiakonatsweihe in wirk- P  Eicher reihel erbitte, die amı verbundenen en Nau kenne
und diese ireiwillıg übernehmen wo Die genannten beiden schri{ftli-
chen TIklaärungen VOTLI egung der ersten Profeß un VOL Empfang
des Subdiakonats mussen als wichtige Aktenstücke aufbewah: werden;
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für die Erklärung VOT der lebenslänglichen Profeß bzw dem Subdiakonat
hat die Religiosen Kongregation AHNEe CIGENE Formel herausgegeben
In 50q Weiheprozessen spilelen diese Erklärungen 110e wichtige
Was die S eirl egen nicht ANUur die eutischen

DeusVerhältnisse, sondern auch die Vors  Tıi1ten der papstlıchen Bulle
sSscC1IeNLarum OoOminus“ VO 1931 nahe, nachhaltig 1n wirken,
daß den Ordensho  schulen I11LUI gradulerte ozenten atıg el
SEC1I diesem Zusammenhang darauf hingewiesen daß nach dieser pst-
iıchen fur das Lehramt internen UOrdenshochschulen, we aka-
demische Ta! nıcht verleihen, der rad des Lizentiats die Lehrfähigkeit
begründet Mindestens 1Iso MU. nach Philosophie, Theolo-
G1E oder kanonischem echt das Lizentiat erworben worden ein (das Neu-
erdings auch el euts  er Universitäten erworben werden
ann), amı VO.  — seiten des kirchlichen Rechts die Lehrfähigkeit £e1-
165 Dozenten keine Einwendungen estehen.

Auch 1106 vermÖögensrTecitliche Vorschrift sel ET-
INNEIUNG gebracht über die besonderen Ordensrechtlichen Vorschriften die
für jeden Ordensverband 1 den Konstitutionen niedergelegt Sind hinaus,
muß VO  y Wertgrenze gemä. Can 534 bei Veräußerung
und Verschuldung, insbesondere bei Darlehensaufnahme Z  — Gültigkeit
(und übrigens auch unier der Strafvors  Tr des SC  j Genehmigung
der Religiosen-Kongregation eingeholt werden Da die Wertgrenze Co-
dex Iuris Canonici nach eutigen Geldverhältnissen unklar festgelegt i1st
(30 000 Goldlire), hat die Konsistorial Kongregation 1951 ©1-
Nne. bislang noch nicht veroffentlichten TIa für die einzelnen Währun-
Yen die Wertgrenze festgelegt Fur die Bundesrepublik wurde 1N€e Werfrt-
TIENZE VO.: 000 festgesetz Bel Verschuldung un Veräußerung über

ıst also die Genehmigung des Hl Stuhls einzuholen

I1

Staatsrechtliche Materıien
Die ersten Nummern der NEeu herausgegebenen rdenskorrespondenz 2e1-

GCN, daß ine Reihe staatsre:  iıcher Fragen ind mit denen NSeTe kl1ö-
sterlichen erbande sich eute besonderer Weise auseinanderzusetzen
en Und WäarTr muß gleich gesagt werden, daß diese Auseinandersetzung
darauf Zz1e die unbefriedigende e  ung 55 e G1 k10-
sterlichen Ver  ande staa  ıchen Bereich berei-
gen Die Kloster stehen wohl der Welt ber Sie iınd el do  Q, Ord-
nungsgefüge qganz EIYgENEI geprägt VO ihren Verfassungsformen un
1i1nNNeren Lebensnormen, WIie S1e nach dem Wiıllen der 1r estitehen
Die we Gesetzgebung hat die Formen un chablonen nicht bereit
we die klösterli Eigenart sachgerecht eingeordnet werden konnte
Nach weltlichem echt exıistiert allgemeinen das Kloster sOoOweıt iıcht
wWIe Bayern das NSLiV der Körperschaft des Offentl;:  en echts besteht
Ochstiens als Rechtsgebilde irgendwelcher Art ÖR als e.V der als
ımbH DaranJ€l. bereits erkennen, welch sachwidriger Weise
das Kloster un der klösterli Verband weltlichen echt
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werden. Die Ordensperson, we eld verdient, wiewohl sS1e nach kirch-
er Ordnung niemals persönliche Einkuüunifte hat, will der aa einfach
als Arbeitnehmer miıt besteuerbarem Lohn auffassen. Das Vordringen adI-

beitsrechtlicher Vorstellungen WITL. sıch dahingehend QuUs, daß dıe (UrTr-
densperson ın einem Beschäftigtenverhältnis tehend, das Kloster als AT-
beitgeber ewerte wird, was sich 881 den uUunNns eute ewegenden
Nachversicherungsfragen auswirkt. Unsere Ordensprokuratoren en 1n
dem höchst en Bemühen, inr Kloster steuerrechtlich günstig stel-
len, U  » ben auch die vorliegende Steuergesetzgebung nach Möglichkeit

ausgenutzt, als steuersparend wirkte Man kam el bDer Kon-
struktionen, die 1m einzelnen bedenklich S1Nd. Es sel darauf verwiesen,
daß I1d.  - sich VO  - den Steuerbehoörden hat anerkennen lassen, Ordensan-
gehörige, die 1n klösterlichen Wirtschaftsbetrieben atıg Sind, mıit einem
ı1ven Monatsentgelt VO  — 300,— ın die er einzutragen un diese
Ausgaben VO Gewinn abzurechnen. Dies erscheint bedenklich QUS dem
Grunde, weil WIT VO: richtigen Verständnis des Ordenslebens her immer
wieder betonen mussen, daß Ordensleute kein persönli  es Entgelt emp{fan-
gen und weil WIT auch nicht wollen, daß unNns 1ne Nachversi  erung
auf TUN! eines Monatsentgelts VO  - 300,— auferlegt wIrd. Dies ist
DU eın eisple afur, daß INan sich auch innerhal der en für die Be-
gegNUNG m1t der Welt, hiler miıt dem aa un! seiner Steuer- un! Ver-
sicherungsgesetzgebung, auf die rundstruktur des Ordenslebens besin-
18153  v muß Als kürzlich elmut INs Maier seine unglückliche Monographie
über „Grundlagen und TODIeme der Klosterbesteuerung” herausgegeben
hat, da hat seine falsche Grundkonzeption In dem bedauerlichen 5atz
ausgesprochen:

FÜr Klosterbesteuerung ollten 1 wesentilı  en die namıliı  en Tund-
satze gelten, wI1ie s1e für die Besteuerung VO  - Körperschaften un! Per-
sonenvereinigungen vergleichbarer Art maßgeben! ind. Richtschnur c@e1-

Rechtsform un wirtschafftli.  er Tatbestand, ber nıcht die kanonil-
schen oder ordensrechtlichen Verhältnisse Daß die geistlichen en
un! Klöster überhaupt iıne kirchenrechtliche Verfassung besitzen, sollte
{ür die steuerliche Beurteilung gänzlich außer Betracht bleiben

Demgegenüber halten WITLr für geboten, daß auch diese nliegen VO'
TunNdverständ  15 des Ordensstandes her angegaNngeN
werden mussen: Kloster S1iNnd Gemeinschaften eigener Art, verfaßt nach
den Normen des allgemeinen Ordensrechts der irche un dem Sonder-
recht des Je eigenen erbandes Wenn das eichs-Konkordat In Art
Abs erklärt, daß en und rel1igıöse Genossens  aften iın eZug auf
ihre ründung, Niederlassung, ahl und Eigenschaften ilinrer Mitglieder,
ihre Tätigkeit gl Seelsorge, Unterricht, Krankenpiflege un carıtatıver 18-
tigkeit, iın der Ordnung ihrer Angelegenheiten und der Verwaltung ihres
Vermögens staatlicherseits keiner besonderen Beschränkung unterliegen,
dann darf auch 1n Anspruch q werden, daß diese klösterlichen
erbande 1n ihrer HU:  'g einmal seit Jahrhunderten geprägten Eigenart 1mMm
staatlıchen Bereich bestehen können.
Von hier aQus ergeben sich einige Konsequenzen, auf die hinzuweisen WwI1iC-
U1g erscnennt.
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Um ganz verdeutli  en, Was den en eutfe dem aa gegenüber als
besonderes Anliegen auf der eele 1e0g Der aa muß der Beurteilung
der klösterlichen erbande den kirchenrechtli  en Tatbeständen ganz
anderer Weise Rechnung tTragen, als tut Die en ihrerseits INUuSSEeIN

ihrem Selbstverständnis sıch auch dem aa gegenüber als das erkennen,
wWwWas SI nach der Ordnung der iırche Sind Es Ist gemä Art 140 des
un nach samtlichen euts  en Länderverfassungen garantlıert daß die KI1r-
che ihre Angelegenheiten selbständig regelt also Selbstbestimmungsrecht
hat ema. Art Abs des Reichs Konkordats ıst der katholis  en Kirche
VO aa das echt anerkannt, innerhal der TeNzen des Tfur alle gel-
tenden Gesetzes ihre Angelegenheiten selbständI1ig ordnen un! VelI-
walten und Rahmen ihrer Zuständigkeit Iiur iıhre Mitglieder bindende
Gesetze und Anordnungen erlassen
Wir en Bayern m1t nachhaltiger emühung bereits
vorexerziliert welches Verhalten dem aa auf TUN! dieser verfassungs-
un: konkordatsrechtlichen Normen abzufordern ı1st Als VOT mehreren Jah-
Ie  e} bel unNlls Bayern gegenüber Lai:enbrüdern we die

e  E dur:  ührten, VO  w Polizeibehörden wıiederholt Beanstan-
dungen erfolgten unter erufung auf das nationalsozilalistische Samm-
Jungsgesetz VO  } 1934 das noch eute Geltung ist da en WILI dem
aa gegenüber argumentıert Mendikantensammlungen können keinem

genehmigungsbedürftig SCUHMN, weil die SO Bettelorden ihrer VOeI-

fassungsmäßig grundgelegten igenar gemä. Art Abs des eichs-
Konkordats keiner staatilıchen Beschränkung unterliegen un! weil insbe-
sondere Art ADs des ayerischen Konkordats bezüglich der en
ausdrücklich gesagt ist S1e würden keiner staatlichen Einschränkung der
Lebensweise nach ihren kirchlich genehmigten Regeln unterliegen Wır
en damals die Bestimmungen des Sammlungsgesetzes VO 11 1934
als nicht verbindlich weil den vorher erlassenen konkordatsrechtlichen Be-
stiımmungen widersprechen bezeichnet un! u15 die Anerkennung die-
sSECe Standpunktes der sieben ayerischen Provinzen, die el alters Kollek-
iur ausüben, bemuüuht Es hat Wäarl mındestens Te gedauer ber

eptember 1957 CIGING die Minsterialentschließung des ayer Staats-
mMıiNnısterl1ums für Unterricht un! Kultus, Einvernehmen miıt dem Staats-
mınısterıum des Innern, welcher die behauptete enehmgungsfreiheit
anerkannt wurde. Und Wal unier ausdrücklichem eZug daraurf, daß die
betreffenden en gemä. ihren Konstitutionen kirchlich ZUI Mendikation
befugt 1nd.
Es stehen ber 111e Reihe größerer TODIeme
SO

DIE DER RECHTSPERSONLICHKEIT DER KLOSTER UND DER
KLOSTERLICHEN
Dieses Problem ist kein sah miıch chon VOI Jahren VeI-

anlaßt mich amı Artikel beschäftigen der Munchener
Nıversıla 1st übrigens 1958 VO.:  -} weltlichen Juristen, Dr tto Un-
glau darüber 1nNne Oktor-Dissertation gemacht worden und 1st ein
besonderer Dienst unNnseIlenNn eutischen en und Kongregationen, daß



einer unNnseIrerI Jungen Ördensrechtler, der edemptoristenpater arl Siepen,
ın seiner w1]ıssenschaftliıchen Tbeit sıch diesem Problem besonders ZUGE-
wanı: un! darüber ıne Lizentiatsarbeit gemacht hat, we VO Kano-
nistischen Nsi1iuv der Nıversıla München als ausgezeichnet beurteilt WOI -
den 1st.

ezügli der echtspersönlichkeit der en und Kongregationen 1m
staatlichen Bereich ist die Entwicklung stehengeblieben. Es ıst davon aQuUS-

zugehen, daß nach kirchlıchem echt und innerhal der irche jedes Kloster,
jede Provinz, jeder klösterliche Gesamtverband Rechtspersönlichkeit ist
Das ist immer schon YJEWESECN. Im Bereich des staatlichen wurde das
Dis ZUT Säkularisation einfach übernommen. Nach der Sakularisation 1e

zunäachst 1mMm Effekt auch el sobald die Klostergründung die landes-
ert!”ı Genehmigung erhalten a  e, bestand 1pSso auch Rechtsfähig-
keit 1 staatlıchen Bereich ıne Anderung trat hiıer erstmals eın miıt der
TrTeußischen Verfassung VO 1850, wonach auf die landesherrliche eneh-
M1guUuNg ZUTI Klostergründung verzichtet, amı aber auch die mit der bis-
herigen Genehmigung verbundene Anerkenntnis als echtspersönlichkeit
des staatlıchen vorenthalten wurde. Dies wurde dann 1mM Bereich
des eutischen Reiches eıt der Weimarer Verfassung VO:!  3 1919 die allge-
meine egelung, wWwWenn auch gemä der Verfassung un:! den nachfolgenden
Konkordaten die bisher bereits existente Rechtsfähigkeit der Klöster 1m
staatlichen Bereich weiter 1n Geltung ıe alle Neugründungen aber wur-
den darauf verwlesen, sich die Rechtsiahigkeit 11 staatlıchen Bereich nach
den Normen des bürgerli  en der des Handelsrechtes verschaffen
Wenn ich Sag  r die Rechtsentwicklung sel einfach stehen geblieben,
meıine ich amit: Bis weit 1NSs Jetzte Jahrhundert herein Wäal etzten es
die kanonische Rechtspersönlichkeit auch für den staatlıchen Bereich eX1-
s s1e wurde existent durch die landesherrliche Niederlassungsgeneh-
M1gUuNnNg Wie aber dann die landesherrliche Niederlassungsgenehmigung
entfiel, haben keine emühungen eingesetzt, daß die Klöster und ihre Ver-
an: NU:  - auf irgendeine andere Weise mit der igenar ihrer kirchlichen
Rechtspersönlichkeit auch 1mM staatlichen Bereich existieren können. SO ist
NU:  — gekommen, daß eın TroxX3tel unNnseIer Kloöster un!: ihrer erbande ın
der Bundesrepublik als echtspersönlichkeit NUuI existieren, indem s1e
den unzutreffenden Konstru.  ı1onen des e,.V., der mbH der sonstwelcher
Rechtsiormen Zuflucht nahmen. Sie existieren also IN  u wı1ıe eın Klein-
gärtnerverein oder eın Handelsgeschäft für den aa existiert. Im einzelnen
braucht das nicht weiter ausgeführt werden, Siepen hat das 1n der
Ordenskorrespondenz 1960 NT. 1- dargelegt. Wir durien unNns mit diesem
Auseinandertfallen der ordensrechtlichen Verfassung und der staatsrecht-
ichen Organisation uNnNseIer Kloöoster nicht zuirieden geben, zumal noch dazu

Deutschland weitgehende Unterschiede 1n den Rechtsverhältnissen der
einzelnen Länder estehen, Was 1n uhnrt, daß Klöster und Provinzen
des gleichen erbandes, mıiıt der gleichen Organisation, den gleichen Sat-
gen un ufgaben ın ayern M Körperschaften des öffentli  en

sind, während s1e iın anderen Bundesländern in Rechtsverkehr NUur
über privatrechtliche Hilfsgesellschaften teilnehmen können, wWäas wiederum,
TOLZ gleicher wirtschaftlicher Voraussetzungen, ungleicher Behandlung

der Besteuerung führt.
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C) Was WI1T erstreben müssen, ist
Das Kloster un der klösterliche Verband muß 1n seıner kirchenrecht-

lich gepragten igenart als Rechtspersönlichkeit auch 1m aa exXistieren
können, hne rechtlichen Hilfskonstruktionen Zuflucht nehmen mMUus-
SE'’)  —g

Der gegebene Weg hierzu wäre die Anerkenntnis der Rechtspersönlich-
eit als 50q. Körperschaft des oiffentl!:  en Rechts, Was Ja heute 1 wesent-
en nıchts anderes edeutel, als die Ia Offentli  en Rechts verlıehene
Rechtsfähigkeit 1mMm staatlıchen Bereich. Dem allerdings stehen enigegen die
unterschiedlichen sancen der Länder ın Bayern kann die Eigenschaft der
Körperschaft des offentl::  en 1m Verwaltungsweg durch das Kultus-
mınisterium erreicht werden, 1 Rechtsgebiet des früheren Preußen kann
diese Eigenschaft ]edo! NUTr: durch Gesetz, durch Beschluß der Länder-
parlamente erreicht werden, ıne praktis: kaum gangbare Möglichkeit; 1n
anderen Ländern omm nicht oder NUur vereinzelt solchen erlei-
hungen.

Die Ideallösung wäre die, welche nach dem Osterreichischen Konkordat
moOglıch ist Klöster Uun! klösterliche erbande werden 1 staatlıchen Be-
reich rechtsfähig, sobald der zuständige Diözesanbischof die erfolgte Nıe-
derlassung bel der obersten staatlichen Kultusverwaltungsbehörde anzeigt

DIE DER BE:  NG DER EINKUNFTE VO  Z ORDENSMIT-

Wieder stehen WIT 1n dieser rage VOI der Dıvergenz kirchlichen un
staatlıchen Rechts
Das kirchliche echt stellt fest, daß Ordensleute durch ihre Arbeitsleistung
n]ıemals fur sich selbst, sondern NUur für ihr Kloster Einkünfte gewinnen
(can. 580 2 Was Urdensleute durch ihre Arbeitsleistung verdienen,
der gemeinsamen Kasse (can 594 2 Die Ordensperson ist für sich
also n]ıemals Lohnempfänger. Von qJanz außerordentlichen, einmaligen Fäl-
len abgesehen (wie bei der erufung eines Ordensmannes auf 1Ne
Hochschulprofessur der all seın ann), chließt die einzelne Ordensperson,
auch wenn sS1e außerhalb des OS{iers ät1g ist, n:ıemals einen Arbeitsver-
trag ab; der einzelne Ordensmann kontrahier niıicht mıiıt 1ırgendeinem AT-
beitgeber. 1elImenr ist immer das Kloster, die Provinz oder der Trden,
we Leistungen übernehmen un!: we  €e, wenn INan die Dinge arbeits-
echtlich besehen will, mıit einem Arbeitgeber, Anstaltsträger, auch mıiıt
einer 10zese ın eın Vertragsverhältnis iLreien. Das iıst bel Schwe-
stiern, we Dienste 1n einem staatlichen der kommunalen TrTankenhaus
übernehmen, meıst aufi TUn des S19108 Mutterhausvertrages: Nıcht die ein-
zeine Schwester T} ın eın Arbeitsverhältnis ZU Krankenhaus, sondern

eniste eın Vertragsverhältnis zwischen Mutterhaus un! Krankenhaus;
die einzelne Schwester leistet  ihren Dienst als 1e! ihrer OommMmMunität.
Ebenso ist auch bDel der bernahme VOon Pfarreien durch en. Öögen
auch estimmte Patres als Pfiarrer und Kapläne, außerlich gesehen, amı

den Dienst der 10zese treien, üben diese Patres do:  R 1m Auftrag
ihrer Oberen einen Dıenst qQUs, der dem Kloster als solchem übertragen ist
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Diese Patres iınd auswechselbar, das eigentliche Vertragsverhältnis be-
s{ie. zwischen Kloster Uun! 10Zzese Und Was die Patres als Einkünfte be-
ziehen, sind Einkünite des Ordens Na:  Q Norm des iırchlichen können
s1e 1Iso niemals als Lohnempf{fänger mıt der Verpflichtung, Lohnsteuer
erbringen, betrachtet werden
nders aber ist nach staatlichem echt Das staatlıche echt 1gnorTI1ert
einfach die ordensrechtlichen Tatbestände un betrachtet all diese (Ordens-
euite nicht anders WIie caämtlıche übrıgen Ohnempfanger bürgerli  en
Bereich Das geht seıilt neuestiem weıt daß das Bundesiinanzminısterıium
bereits die bsicht geäußer' hat alles, Was rdensschwestern auf uDBben-
statıonen Sachbezügen (freie ation empfangen einschließlich der Mut-
terhausabgaben, die steuerrechtlich noch niemals als Arbeitslohn verstanden
worden sind der Lohnsteuer unterwerien In diesbezüglichen Be-
prechung hat Generalsekretär esch na  altigen inspru erhoben

Von seıten des Minısteriums wollte INd.  3 unNsSs die Sache noch amı schmack-
haft machen, daß Na  - erklärte, chwestern verblieben miıt diesen
Einkünite noch innerna. der Steuerfreigrenze, daß praktisch
keine Steuer ezanlen WäaliIie Nicht das ber ist entscheiden entsche!i-
dend ist vielmehr, daß NSseTe Finanzbehörden nunmehr überhaupt füur jede
außerhalb des eigentli  en Klosterbetriebes arbeitend: UOrdensperson
Steuerkarten ausstellen und amı grundsätzlich dıe persönliche Steuerpiflicht
behaupten wollen

Was hler nliegen 1st ıst einfach wieder das Es muß VO: aa
verlangt werden, daß den innerklösterlichen Rechtsverhältnissen, W I1e

s1e VO  _ der irche gestaltet sind Rechnung Tag Eigenartigerwelse hat
dies der nationalsozialistischen eit der Reichsfinanzhof{f Urteıil VO:

1940 anerkannt und erklart Vergütungen we für die Tätigkeit
Ordensangehörigen gezahlt werden, Einkuni{ite des Ordens und

bel diesem besteuern Damals kam das Wort VO  ; der SOM amılıen-
heorie auf Das Wort hat kein Kirchenrechtler, sondern e 11 nationalso-
zialistischer Steuerrechtler, inisterialrat YTatz, geprägt und WäTl keines-
WEegS klosterfreundlicher bsicht aQus dieser TIheorie hat INd.  >3 schließlich
nicht bloß die einzelnen Ordensleute ZUI Famıilije der ommunıtat _

sammengebunden verstanden, sondern auch die einzelnen Niederlassungen
ZUI Famiıiliıe der UOrdensprov1nz, höheren Besteuerung ZU kom-
M, da den Provınzen auf ITund der hoheren Steuerprogression Uun! der
Aberkennung, S1iEe ausschließlich gemeinnutz1ıge wWwe verlolgten,
höhere Steuern abverlangt werden konnten Dies ber Walr Konse-
ul  J®  / die keineswegs notwendig aus der Famili:enthorie olg
Vielmehr 15 zZU gen Gerade die Familientheorie oMmM' den ordensrecht-
ıchen Verhältnissen S nächsten Denn die klösterliche Gemeinschaft ist
1Nne Familie und ihre Einkünifte ind als Gemeinschaftseinkünfte De-
rachten und we‘] Man will, auch 7 versteuern.
erade diese Familientheorie aber hat ein Urteil des Bundesfinanzhofs VO

1951 ausdrücklich abgelehnt, Dieses Urteil ist daran S  u  } daß DunQN
auch die Steuerbehörden daran gehen, den besonderen ordensrechtli  en
Status der Religiosen einfach 1qNOTEICN und jede einkunftempfangende
Ordensperson als Lohnempfänger behandeln und ZU estieuern
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Wir halten er aIur, daß gerade auch 1n dieser Beziehung der Ver-
bindlichkeit katholischen Ordensre  ts 1 staatlıchen Raum das Wort
reden ist AÄuch für den aa ist ın der Bewertung der Steuersubjekte der
wirkliche Tatbestand, nıcht irgendeine Fiktion verbindlich Der aa kann
der 1r nicht das Selbstverwaltungsrecht verfassungsmäßig elın-
raumen, damit Iso zugleich die kanonischen Rechtsverhältnisse der KI1Tr-
chenglieder und Ordensleute anerkennen, ber gleichzeit1g 1m steuerli  en
Bereich tun, als ob die Iso gestalteten Rechtsverhältnisse nicht bestün-
den Bundesrichter Dr. artz hat geschrieben, daß das Steuerrecht immer

die Formen anzuknüpfen habe, we die Beteiligten nach ihrem Wiıl-
len geschaffen . haben. Insoweit Ordensleute un Kloster Steuersubjekte
sind, ind auch für die Steuerbehörden deren Willenserklärungen
verbindlich Willenserklärungen ber liegen VOI 1n der Unterstel-
lung der Ordensleute unter die VO' Ordensrecht getroffene OÖrdnung,
daß das rdensmitglie n]ıemals mıit seiliner Trbeit eın persönli  es Entgelt
gewinnt. Daraus ergibt sich die Forderung, daß Einkünfite, we. den Kl10-
stern durch die Tätigkeit ihrer Mitglieder Zukommen, nıcht als Einkünfifte
der einzelnen Ordensmitglieder, sondern als Einkünifte der Jeweiligen k1ö-
sterlichen Juristischen Person Zu betrachten SiNnd.

DIE DER ACHVERSICHERUNG.
(Diese TODIeme S1INd ın der Ordenskorrespondenz 1960 NrT. S57-81
eingehend dargelegt).

SCHLUSS
Hier ist 1U auf einige wichtige echtsmaterien hingewiesen worden. Be-
sonders brennend scheinen die durch das staatliche echt aufgegebenen
TODIleme Diese TODIeme gehen samıil!ı en Sie mussen er
auch gemeinsam behandelt werden. Zunächst wird sS1CM darum handeln,
daß die rdensobern-Konferenz ihren Generalsekretär entsprechen be-
auftragt und ermä:  igt. Die Entwicklung aber wird 1n führen, daß diese
obleme nicht mehr nebenher VO  e einem Einzelnen behandelt werden
können. Es erscheint er der TWäguUung werTl, daß die deutschen Ordens-
obern-Vereinigungen gerade für die aQuU5s dem staatlichen echt auf unNns Ca
ommenden Fragen sich einen hauptamtlichen Justitiar chaffen Wir brau-
chen euie nicht bloß Steuerberater, vielmehr ZWwWI1ingt die allseitige Per-
fektionierung des Gesetzeswesens dazul, daß WI1Tr mindestens für ıne el
VO:  D Fragen uUuUNns erfahrene Rechtsberater bestellen.
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